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Presseinformation 
Bensheim, 3. Dezember 2020  

 

Schluss mit der Missachtung von Kinder- und 

Jugendrechten! 
 
Fachtagung zieht Bilanz bezüglich Kindeswohl in Corona-Zeiten  
  

Die Corona-Krise trifft Kinder und Jugendliche hart – und zwar in 

mehrfacher Hinsicht: Sie werden nicht gehört, es gibt keine stabilen 

Beteiligungsstrukturen und wer in Armut aufwächst, hat oft keinen 

verlässlichen Zugang zur digital angebotenen Bildung. Damit sich das 

ändert, müssen Kinder- und Jugendrechte endlich konsequent umgesetzt 

werden. 

 
Das wurde bei der heutigen digitalen Fachtagung „… und weg sind sie.“ – Kinder- 

und Jugendrechte in Zeiten von Corona, zu der die Diakonie Hessen, die 

Hochschule Magdeburg-Stendal und die Karl Kübel Stiftung für Kind und Familie 

eingeladen hatten, deutlich.  

 

Claudia Kittel, Leiterin der Monitoringstelle UN-Kinderrechtskonvention des 

Deutschen Instituts für Menschenrechte, wies darauf hin, dass die Umsetzung der 

Kinderrechte mit Beginn der Corona-Pandemie erhebliche Rückschritte erlitten 

habe. Weder Bund, Länder noch Gemeinden hätten die Ansichten von Kindern und 

Jugendlichen beachtet. „Gleichzeitig wurden schon bestehende Defizite hinsichtlich 

des Gewaltschutzes von Kindern, der Bekämpfung von Kinderarmut sowie des 

Zugangs zu Bildung für alle Kinder verstärkt sichtbar“, sagte Kittel. 

 

Das hat auch die Studie „Krisengerechte Kinder statt kindgerechtem Krisen-

management? Auswirkungen der Corona-Krise auf die Lebensbedingungen junger 

Menschen“ von Prof. Dr. Michael Klundt gezeigt. Der Kindheitswissenschaftler an 

der Hochschule Magdeburg-Stendal kommt darin zu dem Ergebnis, dass in der 

Corona-Krise in Deutschland elementare Schutz-, Fürsorge- und 

Beteiligungsrechte von Kindern und Jugendlichen verletzt worden sind.  

 

Gemeinsam mit der Kinderarmuts-Expertin Gerda Holz, der Hessischen 

Beauftragten für Kinder- und Jugendrechte, Miriam Zeleke, und Nora Lohmiller 

von der Landesschülervertretung Hessen ging Kittel bei der Tagung der Frage 

nach, welche Konsequenzen aus den zurückliegenden Monaten zu ziehen sind und 

was seitens der Politik getan werden muss, damit sich die Lage für Kinder und 

Jugendliche in Deutschland bessert.  

 

Miriam Zeleke betonte, dass es gerade jetzt wichtig sei, auf Kinder und 

Jugendliche als eigenständige Akteure und Inhaber von Rechten hinzuweisen.  

Schülervertreterin Nora Lohmiller forderte u.a. mehr Unterstützung vom Land 

Hessen für in Armut aufwachsende Schüler*innen, denn: „Im Lockdown haben 

Schüler*innen, die wenig Unterstützung der Eltern und oft keine digitalen Medien 

zur Verfügung haben, keine Chance, mit dem Lernstoff hinterherzukommen. Diese 



 

 

Schüler*innen werden abgehängt“, so Lohmiller. Durch Corona werde die Kluft der 

sozialen Ungleichheit verstärkt, „aber vor allem wird nun sichtbar, was seit vielen 

Jahren schulpolitisch ignoriert wurde.“  

 

Mehr Unterstützung seitens der Politik forderte auch Armutsforscherin Gerda Holz. 

Kinder und Jugendliche stellten eine private und öffentliche Verantwortung dar.  

 „Die Krise verfestigt und verschärft für Kinder und Jugendliche die Risiken im Hier 

und Jetzt und vermindert so ihre Chancen im Morgen“, sagte Holz. 

 

Während es in der Corona-Krise für viele Personengruppen Unterstützungs-

angebote, wie z.B. Kurzarbeitergeld oder staatliche Zuschüsse gebe, erhielten 

Sozialhilfeempfänger keine bedarfsgerechte Unterstützung. So seien die 

Leistungen für Bildung und Teilhabe, mit denen Eltern Musikunterricht oder das 

Mittagessen in Schulen bezahlen konnten, aufgrund der Schließung weggefallen. 

Diese Mittel sollten laut Holz jetzt anders für bedürftige Kinder und Jugendliche 

eingesetzt werden.  

 

Nach Ansicht der Referentinnen und der Fachtagungs-Veranstalter müssen die 

Akteur*innen in der Politik endlich handeln, damit Kinder- und Jugendrechte in 

Zeiten von Corona nicht länger missachtet werden. „Dafür muss auf mehreren 

Ebenen gehandelt werden: Zum einen müssen Kinder und Jugendliche regelmäßig 

angehört werden zu ihren Meinungen und Bedürfnissen, zum Beispiel über fest 

installierte Kinder- und Jugendparlamente. Zum anderen müssen Kinder und 

Jugendliche aber auch im akuten Fall die Möglichkeit erhalten, eine Verletzung 

ihrer Rechte zu melden, zum Beispiel über Ombudsstellen oder andere 

Beschwerdestellen“, so Dr. Katharina Gerarts, Vorstandsmitglied der Karl Kübel 

Stiftung. 
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Die Karl Kübel Stiftung für Kind und Familie wurde 1972 vom Unternehmer 
Karl Kübel (1909-2006) gegründet. Die im südhessischen Bensheim ansässige 
Stiftung ist überwiegend operativ tätig und realisiert Projekte im In- und Ausland. 

Durch die Unterstützung von Eltern und Familien in unterschiedlichen Kulturen 
trägt sie zu einer umfassenden Entwicklung der Kinder, insbesondere in den 
ersten drei Lebensjahren, bei. Derzeit fördert die Stiftung rund 80 Projekte im  
In- und Ausland. Weitere Informationen unter www.kkstiftung.de                                                          
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